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Fachzeitschriften, 2. Halbjahr 2000
Andreas Maurer*
Ein Ereignis und die sich hieraus erschließenden Überlegungen zur konzeptionellen Inter-
pretation und politischen Einordnung der Europäischen Union prägen die Diskussion der
Herbst- und Winterausgaben der Fachzeitschriften: die Regierungskonferenz zur institutio-
nellen Reform der EU und der im Dezember 2000 ausgehandelte Vertrag von Nizza sowie die
in diesem Kontext erneut gestellte Frage nach der Zukunft des Integrationsprozesses im
Hinblick  auf die Ost- und (zweite) Süderweiterung der Union.
*  Der Autor ist wissenschaftlicher Mitarbeiter
am Institut für Politische Wissenschaft und
Europäische Fragen der Universität Bonn.
Deutlich wird: An die EU gerichtete bzw.
von ihren Akteuren wahrgenommene
außen- und binneninduzierte Herausforde-
rungen verdichten sich spätestens seit
Abschluß des Amsterdamer Vertrags zu
einem Problemkreis, dessen Bewältigung
weder durch eine weitere Vertragsgrund-
lage  hier in Gestalt des Vertrags von Nizza
 noch durch die inkrementalistisch voran-
getriebene Öffnung der EU nach Süden und
Osten zufriedenstellend gelöst werden
kann. Die mit der Regierungskonferenz
2000 offener angesprochene Diskussion
über die Zuordnung der Kompetenzen
zwischen EU, EG, Mitgliedstaaten und sub-
nationalen Gebietskörperschaften zeigt,
daß man die EU-internen Verflechtungen
zwischen den nationalen und supranatio-
nalen Institutionen nur schwer in ein Kor-
sett von Zuständigkeiten, normierungs-
berechtigten Akteuren und normgenerie-
renden Verfahren einbetten kann.
»Finalité politique« eines nicht-
vollendeten Integrationsprozesses?
Joschka Fischers Rede im Mai vor der
Berliner Humboldt-Universität, die Reden
des französischen Staatspräsidenten
Jacques Chirac vor dem Deutschen Bundes-




Tony Blair an der Warschauer Börse boten
ausreichenden Zündstoff für eine über den
Vertrag von Nizza hinausgehende wissen-
schaftliche und politische Debatte über die
Finalität der Integration, die strukturellen
Grundlagen des europäischen Institutio-
nenwerks und die möglichen Strategien zur
Erreichung des jeweils gewünschten End-
zustands der Union. Die Vielfalt an Veröf-
fentlichungen zur Finalitätsproblematik
dokumentiert eine facettenreiche und
intensiv geführte Kontroverse.
Wenig überraschend ist, wie nüchtern
britische Publikationen auf die in den poli-
tischen Entwürfen vorgetragenen Ideen
über die konstitutionelle Fortentwicklung
der Union reagieren. So fragt die von Julie
Smith editierte Themenausgabe von Inter-
national Affairs, der Zeitschrift des Royal
Institute of International Affairs, nach den
geopolitischen Eckdaten Europas  »Europe:
Where does it begin and end?« Die einfüh-
renden Beiträge resümieren die sich seit
Beginn der 90er Jahre abzeichnende Kontur
von EU, Europarat und NATO. Illustrativ ist
der Beitrag von Martin Walker vom Wood-
row Wilson Centre for Scholars, Washing-
ton, D.C., über das US-amerikanische
»mental mapping« des größeren, über die
EU-Grenzen hinausgehenden Europas, da
jeder der sechs «Landkarten«  Sicherheit,
Wirtschaft, Kultur, Religion, Geographie
und Politik  institutionelle Angebote zuge-
ordnet werden, die auf den bereits existie-
renden Organisationen NATO, EU, Europa-
rat und OSZE aufbauen und  ganz im
Gegensatz zur Dramatik der Reden vom
»printemps constitutionnel«  nüchtern
weiterdenken. Mit anderen Worten, aus
Sicht der USA sind die Fragen Fischers
weniger dringend als diejenigen nach der
sinnvollen Verknüpfung bestehender Hand-
lungsangebote zur Gestaltung der Staaten-
beziehungen auf dem europäischen Konti-
nent.
Das Plädoyer Walkers für pragmatische
Schritte bei der weiteren Fortbildung der
Staatenbeziehungen auf dem europäischen
Kontinent wird im Beitrag von Lord
William Wallace, der an der London School
of Economics and Political Science lehrt,
nachhaltig unterstützt. Wallace beleuchtet
die Erweiterungspolitiken von NATO und
EU, wobei er die notwendige Komplementa-
rität der beiden »key institutions of Cold
War western Europe« unterstreicht.
Notwendig ist aus seiner Sicht »a greater
degree of sensitivity and sympathy, on both
sides of the Atlantic, to each others dif-
fering priorities, and to the distractions of
each others domestic lobbies«. Vor diesem
Horizont verwundert es wenig, daß Wallace
nicht auf die großen Designs Fischers,
Chiracs oder Blairs eingeht, sondern die
Begründung einer effektiven Westpolitik«
einfordert, »with European governments
engaged in an active dialogue with their
American ally over the reshaping of its
European commitments, priorities, and
expectations.«
Die Regierungskonferenz 2000,
der Vertrag von Nizza und der
Post-Nizza-Prozeß
Von der britischen Abgeklärtheit gegenüber
den »konstitutionellen« Fragen der Union
heben sich die Beiträge in französischen
und deutschen Zeitschriften klar ab. Deut-
lich wird, daß die wissenschaftliche Ana-
lyse von den Anstößen aus dem politischen
Raum lebt, Strategieentwürfe und theorie-
geleitete Reflexionen in einem fruchtbaren
Interaktionsverhältnis stehen und die tages-
politische Aktualität einer Debatte in einen
größeren Konstruktionsrahmen einbetten
können.
So stellen Syméon Karagiannis von der
Université de Lille II, der an der Freien Uni-
versität Brüssel und an der Sorbonne
lehrende Rechtswissenschaftler Jean-Victor
Louis und der Emeritus der Universität
Grenoble Jean-Louis Quermonne die drei
»left-overs« des Amsterdamer Vertrags vor,
analysieren die Bandbreite und vertraglich
sanktionierten Sollbruchstellen der Ver-
handlungen und weisen auf das in den poli-
tischen Reden des Frühjahrs 2000 deutlich




Neuordnung und Konsolidierung der EU
hin. Karagiannis zeichnet in einer beein-
druckend klaren und die Fülle an wissen-
schaftlicher Literatur zum Amsterdamer
Vertrag verarbeitenden Analyse die aus
dem Protokoll über die Organe der EU
(left-overs) ableitbaren Entwicklungs- und
Verhandlungsoptionen auf. Im Kern seines
Beitrags in der Herbstausgabe der Revue du
Droit de lUnion Européenne bewertet er die im
Protokoll angelegten Verfahrensvorschläge
der »kleinen«  die »left-overs« des Amster-
damer Vertrags behandelnden  Regie-
rungskonferenz und der »größeren«, über
die 1997 nicht gelösten Fragen der Reprä-
sentation der Staaten in den Organen der
Union hinausgehenden Probleme der
EG/EU-Vertragsordnung. Der Aufsatz stellt
die Reformoptionen in den historischen
Kontext der Entwicklung der europäischen
Institutionenordnung seit Inkrafttreten der
Einheitlichen Europäischen Akte. Er endet
leider ohne eigenständige Schlußfolgerun-
gen und Vorschläge.
Genau hier setzen jedoch die Beiträge
von Louis und Quermonne in der Revue du
Marché commun et de lUnion européenne an.
Beide Autoren beleuchten die in der Struk-
tur der EU angelegten Handlungsdefizite
der Union, angefangen bei der schritt-
weisen Verlagerung der Behandlung poli-
tisch brisanterer Fragen aus den Gemein-
schaftsinstitutionen zum Europäischen Rat,
bis hin zu den Außenbeziehungen der
Union mit ihren immer wieder (und mit
dem Ausbau der WTO zu einem global
agierenden Regulierungsregime noch
schärfer) fühlbaren Handicaps. Zur Bewäl-
tigung der Strukturdefizite, die nach
Ansicht beider Autoren nicht von den
Regierungskonferenzen allein gelöst
werden können, schlägt Louis einen »pro-
cessus de constitutionnalisation« vor, bei
dem auch die Rangordnung der EG/EU-
Rechtssätze sowie das Verfahren für künf-
tige Reformen einzelner »Grundgesetz«-
Artikel berücksichtigt werden sollten. Louis
nennt keinen Zeitplan; das Verdienst seiner
Arbeit ist aber gerade das Angebot einer
längerfristigen und über die tagesaktuelle
Nötigung hinausgehenden Revision der
Konstitutionselemente einer auf Dynamik
angelegten Union.
Quermonne spricht in seinen »Beobach-
tungen der Reform der Institutionen« die
Frage der Machtverhältnisse in der EU offen
an: Tatsächlich deuten die letzten vier Ver-
tragsreformen auf einen Grundkonflikt
zwischen der Verfestigung supranationaler
Rechtssetzung einerseits und intergouver-
nementaler Problemerkennung und
-bearbeitung andererseits hin. Die sich
spätestens seit Maastricht abzeichnende
reale Machtverschiebung zwischen Parla-
ment, Rat und Kommission führt zu der
Frage, wie sich eine europäische Regierung
konstituiert, die in der Lage ist, der Union
nach innen die notwendige politische Füh-
rung zu verleihen, um nach außen als weit-
hin geschlossen und effektiv operierender
Akteur aufzutreten. »Car si lUnion europé-
enne dispose déjà dun Parlement, dune
Cour de justice et dune Banque centrale,
elle reste toujours sans gouvernement.«
Nun unterstellt Quermonne sämtlichen
Regierungen und Regierungschefs, daß sie
der Kommission langfristig keine Regie-
rungsfunktion einräumen wollen. Sicher
trifft diese Annahme für den französischen
Staatspräsidenten und auch Tony Blair zu,
der die Kommission ohnehin eher als Sekre-
tariat des Rates denn als eigenständiges
Organ identifiziert. Beide dürften dem
Quermonne-Vorschlag zuneigen, die Regie-
rungsfunktionen schrittweise (über die
nächsten Vertragsreformen hinweg) eher
dem Europäischen Rat mit einem perma-
nenten Vorsitz zuzuordnen. Quermonne
überträgt das französische Modell der weit-
reichenden Dominanz der präsidialen
Regierungsspitze auf die Union. Aber
gerade damit dürfte er ebenso wie poli-
tische Protagonisten vergleichbarer Ansätze
rasch scheitern: Man kann sich kaum vor-
stellen, daß Bundesregierung und deut-
sches Parlament den französischen Regie-
rungsstil auf die europäische Ebene über-
tragen wollen  schon aus Prestigegründen
wird sich Berlin nicht einfach einem fran-




tive zu- und letztlich unterordnen. Auch bei
den kleineren Staaten ist die Bereitschaft
zur Aufkündigung ihres strategisch begrün-
deten Schulterschlusses mit der Kommis-
sion gerade nach der Reform des Investitur-
verfahrens durch den Vertrag von Nizza
(Benennung der Kommission mit qualifi-
zierter Mehrheit) mehr als fragwürdig.
In den langfristig angelegten Reform-
erwägungen Quermonnes fehlt schließlich
eine Mängelanalyse: Zur Begründung seiner
Vorschläge verweist er auf die sichtbaren
Schwächen des jetzigen Systems und die
dramatischen Herausforderungen, die sich
mit der Erweiterung ergeben. Ein Erklä-
rungsansatz, warum sich der europäische
Integrationsprozeß im letzten halben Jahr-
hundert mit einer beachtlichen Dynamik
entwickelt hat, wird allerdings nicht vor-
gestellt. Gerade dieser Frage geht Mark
Pollack von der Universität Wisconsin-
Madison in der Herbstausgabe des Journal of
Common Market Studies nach, nämlich wie
sich die primärrechtlich  durch Verträge
und Vertragsänderungen  sanktionierten
Kompetenzzuweisungen an die EG/EU über
die letzten zehn Jahre tatsächlich ent-
wickelt haben. Seine Ergebnisse sind gerade
im Umfeld der anstehenden Debatte über
die Kompetenzordnung der Union lesens-
wert. Tatsächlich wurden die neuen
Unionskompetenzen umfassend und dyna-
misch von der Kommission, aber eben auch
von den Mitgliedstaaten genutzt, um natio-
nal identifizierte Regulierungsbedürfnisse
gemeinschaftlich zu befriedigen. Die der
Kommisson häufig unterstellte «Regelungs-
wut« verliert somit rasch ihren Gehalt,
wenn man sich die Realität der Integra-
tionsdynamik und ihre Initiatoren vor
Augen führt.
Die bei Quermonne kaum erörterte
demokratische Rückbindung europäischer
»Regierungsfunktionen« wird in einem als
Forum gestalteten Sonderteil der Herbst-
ausgabe von European Union Politics mit Bei-
trägen von Amie Kreppel, Christophe Crom-
bez, Bernard Steunenberg und Richard
Corbett diskutiert. Sinnvoll ergänzt wird
das Tableau an jüngeren Arbeiten zum EP
durch den Aufsatz von Andrei Muntean in
der Winterausgabe der mehrfach prämier-
ten, mittlerweile im fünften Jahrgang
erscheinenden Internetzeitschrift European
Integration Online Papers. Widmet sich Amie
Kreppel vorwiegend der seit den letzten
Wahlen zum EP deutlich werdenden Koali-
tionsbildung entlang politisch-ideologi-
scher Trennlinien, gehen die drei folgenden
Beiträge der auch im Hinblick auf den Post-
Nizza-Prozeß virulenter werdenden Frage
nach, wie die Rolle des Parlaments nach
nunmehr siebenjähriger Erfahrung mit
dem Mitentscheidungsverfahren im Bereich
der Politikgestaltung einzuschätzen ist.
Andrei Muntean etwa zeigt am Beispiel der
Krise um die Kommission Santer, welche
Kontrollfunktionen das EP gegenwärtig
wahrnimmt und wie sie im Hinblick auf
eine Legitimationssteigerung des Parla-
ments ausgebaut werden können.
Lesenswert sind die Beiträge gerade auch
vor dem Hintergrund der Vorschläge des
deutschen Außenministers zur Schaffung
einer Kammer der nationalen Parlamente
als zusätzliche EU-Institution. Europa-
politiker in Frankreich und Großbritannien
propagieren diesen Gedanken bereits seit
Mitte der 90er. Auch sie versprechen sich
davon eine nachhaltigere Reduzierung des
Demokratiedefizits. Bei aller Kontroverse
über Nutzen und Leistungen des EP gehen
alle Autoren auch davon aus, daß jegliche
parlamentarische Komponente des
europäischen Regierungssystems  sei es
nun das EP oder eine erst noch zu grün-
dende Kammer der nationalen Parlamente
 in einem derartig komplexen Interak-
tionssystem steht, daß die Abgeordneten
viel Zeit werden aufwenden müssen, um an
den politikgestaltenden Prozessen effizient
und effektiv mitzuwirken.
Deutlich wird in der Analyse Kreppels,
daß das EP aufgrund der Gewaltenteilung
zwischen den Institutionen und der ver-
traglich niedergelegten Mindestschwelle
für Abstimmungen nicht auf die parlamen-
tarische Organisation parteipolitischer
Spaltungen und eines kontinuierlichen




gerichtet ist. Agieren nationale Parlamente
eher als Arenen konkurrierender Gesell-
schaftsmodelle, so sind die Fraktionen im
EP aufeinander angewiesen, um eigenstän-
dige Ideen, Projekte und Politikentwürfe in
die Öffentlichkeit zu tragen und gegenüber
Rat und Kommission auch effektiv um- und
durchzusetzen. Allerdings deutet sich seit
Einführung des Mitentscheidungsverfah-
rens ein Wandel zu vorsichtigen Versuchen
der Fraktionen an, bei ihrer parlamentari-
schen Arbeit größeres Gewicht auf die par-
teipolitischen Unterschiede zu legen und
diese auch deutlich zu machen.
Christophe Crombez stellt drei Thesen
auf: Das Mitentscheidungsverfahren gene-
riert langfristig ein am Idealtypus föderaler
Zweikammernsysteme orientiertes Ent-
scheidungsprozeßmuster, das in dem
Moment die traditionelle Rolle der Europäi-
schen Kommission als strategische Verbün-
dete des Parlaments in Frage stellt, in dem
die parlamentarische Beratung ihrer Norm-
vorschläge beginnt. Insgesamt trägt das Mit-
entscheidungsverfahren damit zur Reduzie-
rung des Demokratiedefizits bei. Weiterhin
zeigt aber auch die niedrige EP-Wahlbeteili-
gung, daß die schrittweise Parlamentarisie-
rung des EG/EU-Systems nicht automatisch
zu einer Behebung des umfassenderen Legi-
timationsproblems führt.
Angriffspunkt von Crombez und Richard
Corbett sind in der »academic community«
wohlwollend aufgenommene Analysen von
George Tsebelis und Geoffrey Garret, die in
den letzten Jahren mit spieltheoretischen
Modellen den Nachweis zu liefern versucht
haben, daß die Rolle des EP durch die Ein-
führung des Mitentscheidungsverfahrens
geschwächt worden sei. Behauptet wird,
daß die dem EP im Kooperationsverfahren
seit 1987 zugestandene Macht des »Con-
ditional Agenda-Setting« und der strategi-
schen Koalitionsbildung mit der Kommis-
son gerade durch die in der Mitentschei-
dung, konkret im Vermittlungsausschuß,
angelegte Abnabelung des Parlaments von
den Initiativen der Kommission verloren
gegangen sei.
Nach Ansicht von Bernard Steunenberg
und Corbett greift die Schlußfolgerung
aber zu kurz, daß das Parlament diese Mög-
lichkeit beim Mitentscheidungsverfahren
nicht mehr habe und das Verfahren dem
Parlament daher weniger Entscheidungs-
macht einräume als beim Kooperationsver-
fahren: Anders als beim Kooperationsver-
fahren verfügt das Parlament zur Mitent-
scheidung eben nicht mehr nur über indi-
rekte Einflußkanäle, sondern über echte,
sanktionsbewehrte Gestaltungsmöglichkei-
ten, die unter dem Damoklesschwert der
vollständigen Ablehnung eines Rechtsakts-
entwurfs im Rahmen der Vermittlung
zwischen Rat und Parlament effektiv
genutzt werden können. Dem Parlament ist
erst durch das Mitentscheidungsverfahren
reale Verhandlungsmacht zugestanden
worden. Die vermeintliche Interessen-
konvergenz zwischen Kommission und
Parlament gibt es in der Realität weder im
Kooperations- noch im Mitentscheidungs-
verfahren.
Die Beiträge in European Union Politics
machen damit eines besonders deutlich:
Theoretische Modelle zur Simulation von
Entscheidungsprozessen verlieren rasch
ihre Gültigkeit und Relevanz, wenn sie die
Erkenntnisse der empirischen Analyse und
die Erfahrungen aus der politischen Praxis
außer acht lassen. Darauf weist nicht zu-
letzt Richard Corbett, einer der Geburtshel-
fer des Mitentscheidungsverfahrens, ein-
dringlich hin. Das Verdienst aller drei
Beiträge ist gerade das nachdrückliche
Plädoyer für den offensichtlich zu kurz
gekommenen Dialog zwischen Forschung
und Praxis über die Weiterentwicklung der
Union  mit Blick auf die Rolle des Europäi-
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